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aia wird sich als
globaler Standard durchsetzen
Während die Schweiz vor dem Jahr 2009

ausschliesslich im Fall von Steuerbetrug

ausländischen Staaten Amtshilfe leistete,

sind nur gerade fünf Jahre später grund-

sätzlich Gruppenanfragen möglich, bei

welchen der einzelne ausländische Steuer-

pflichtige nicht mehr namentlich identifi-

ziert werden muss. Dieser Trend zu mehr

Steuertransparenz wird nicht enden, bis

sich der AIA als globaler Standard durch-

gesetzt hat. In Kürze werden die G20-

 Finanzminister den AIA-Standard verbind-

lich verabschieden.

Die Schweiz wird den bereits einge-

schlagenen Weg zur Umsetzung des AIA

fortführen. Sie war bereits in der Ausarbei-

tung des Standards involviert, um zu errei-

chen, dass der hiesige Finanzplatz gegen-

über anderen bedeutsamen  Finanzplätzen

keine Wettbewerbsnachteile erleidet (Stich-

wort «Level Playing Field»). So ist es ent-

scheidend, dass der AIA auch für andere

 Finanzplätze wie Singapur, Dubai oder die

USA gilt und dieser nicht mittels Vermögens-

verwaltungsstrukturen, wie z.B. Trusts, um-

gangen werden kann. Auch wenn der

OECD-Standard vorsieht, dass sich Bank-

kunden nicht hinter Vermögensverwal-

tungsstrukturen verstecken können, ist si-

cherzustellen, dass dieser Grundsatz auch

von anderen Staaten umgesetzt wird. 

einfache Umsetzung entscheidend
Unter dem AIA ist die systematische und

periodische Übermittlung von informatio-

nen eines Steuerpflichtigen mit Vermö-

genswerten bzw. Einkünften in einem Staat

an einen anderen, in aller Regel  den Wohn-

sitzstaat des Steuerpflichtigen, zu verste-

hen. Für den ausländischen Fiskus wäre es

am einfachsten, wenn diese Informationen

standardisiert übermittelt würden. Dadurch

könnte der ausländische Staat einfach über-

prüfen, ob der Steuerpflichtige die entspre-

chenden Einkünfte in seiner Steuererklä-

rung deklariert hat.

Demgegenüber haben die Schweizer

Banken ein Interesse daran, dass die zu

übermittelnden Informationen möglichst

einfach aufbereitet werden können. Wenn

beispielsweise die Banken für jedes Land

gemäss dem jeweiligen ausländischen Steuer-

recht die steuerbaren Vermögenserträge oder

auch Kapitalgewinne berechnen müssten,

wäre dies mit einem enormen Aufwand ver-

bunden. Die OECD versucht mit ihrem

Standard, eine einheitliche Umsetzung des

AIA durch alle teilnehmenden Staaten zu

erreichen. Dies würde den Schweizer Ban-

ken ermöglichen, dass der AIA einheitlich

für alle Staaten umgesetzt werden kann und

nicht für jedes Land unterschiedliche Rege-

lungen zur Meldung von Kundendaten im-

plementiert werden müssten.

inhalt des vorgestellten Standards
Der vorgestellte Standard für den AIA be-

steht aus mehreren Elementen. Er umfasst: 
. ein Modellabkommen (Model Competent

Authority Agreement, CAA); 
. einen Standard, der die Bedingungen des

Informationsaustausches sowie die bei der

Kundenidentifikation zu beachtenden Re-

geln definiert (Common Reporting Stan-

dard, CRS);
. einen Auslegungskommentar sowie 

. die Basisdaten einer Informatiklösung als

Hilfestellung für die Behörden.

Das Modellabkommen dient als Grundlage

für bilaterale Abkommen. Es legt fest, wel-

che Informationen übermittelt werden müs-

sen und regelt gewisse Übertragungsmoda-

litäten für die auszutauschenden Informa-

tionen. Das Musterabkommen regelt ferner

die Kooperation zwischen den zuständigen

Behörden bei Fehlern, bei Anwendungs-

problemen sowie bei Interpretationsdiffe-

renzen. Das Musterabkommen garantiert

einen ausreichenden Datenschutz und die

Einhaltung des Spezialitätsprinzips mit

Verweis auf die übergeordneten Abkom-

men zum Informationsaustausch (Konven-

tion gegen die Doppelbesteuerung, Ab-

kommen zum Steuerinformationsaustausch,

OECD- bzw. Europarats-Amtshilfekonven-

tion). Das Spezialitätsprinzip stellt sicher,

dass die ausgetauschten Informationen von

den Partnerstaaten ausschliesslich zu dem im

Abkommen vorgesehenen Zweck verwendet

werden, im vorliegenden Fall für die Veran-

lagung und die Erhebung von Steuern.

Weiter garantiert das Modellabkom-

men die Reziprozität angesichts der Tatsa-

che, dass die Aufgaben und Verpflichtun-

gen beider Länder identisch sind und sein

sollen. Bei einer Nichtbeachtung der im

Abkommen festgehaltenen Verpflichtungen,

z.B. im Zusammenhang mit dem Daten-

schutz oder dem Spezialitätsprinzip, kann

der Partnerstaat von der Anwendung des

Abkommens absehen.

Der OECD-Standard bzw. das entspre-

chende Modellabkommen dient als Grund-

lage für bilaterale Abkommen. Es legt fest,

welche Informationen übermittelt werden

müssen und regelt gewisse Übertragungs-

modalitäten für die auszutauschenden In-

formationen.

Zu übermittelnde informationen
Es wird im Standard detailliert festgelegt,

wer welche Informationen über welche

Konten zu übermitteln hat. Nicht nur

 Banken, sondern auch gewisse kollektive

Anlageinstrumente und Versicherungsge-
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automatischer informationsaustausch –
bald realität für die (Schweizer) Banken?
Mit der vorstellung des zukünftigen Standards für den automatischen informationsaustausch (aia) am 21. Juli 2014
hat die OeCD einen entscheidenden Punkt in richtung internationale Steuertransparenz markiert. es stellt sich nicht
mehr die Frage, ob der aia kommen wird, sondern nur noch wann und zwischen welchen Staaten.
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sellschaften müssen Finanzinformationen

über ihre Kunden sammeln. Die zu über-

mittelnden Informationen umfassen alle Ver-

mögenserträge und Veräusserungserlöse so-

wie den Saldo des Kontos/Depots. Das An-

wendungsgebiet erstreckt sich auf Konten

sowohl natürlicher als auch juristischer Per-

sonen. Bei passiven juristischen Personen

und Vermögensverwaltungsstrukturen, die

keine wirtschaftlichen Tätigkeiten ausüben,

sondern Vermögen verwalten, beispielsweise

Trusts oder Stiftungen, sind die Personen

zu identifizieren, die die Organisation kon-

trollieren, mitunter die wirtschaftlich be-

rechtigten Personen.

Unterschiedliche  Geldwäschereigesetze
Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass

Schweizer Finanzinstitute ihre Kunden in

der Regel besser kennen, als es bei ameri-

kanischen oder gewissen europäischen Fi-

nanzhäusern der Fall ist. Das ist auch mit

Bezug auf die Bekämpfung von Geldwä-

scherei von Bedeutung. In vielen Ländern

sind die Identifikationspflichten weniger

ausgeprägt als in der Schweiz. Automatisch

austauschen kann eine Bank aber nur Infor-

mationen über Kunden bzw. wirtschaftlich

Berechtigte von Strukturen, wenn sie deren

Namen und Wohnsitzstaat zweifelsfrei kennt. 

Davon sind besonders Vermögensverwal-

tungsstrukturen (z.B. Trusts und Offshore-

Gesellschaften) betroffen, die auf Offshore-

Finanzplätzen im Einfluss bereich der USA

und Grossbritanniens eine grosse Rolle spie-

len. Diese werden wegen weniger strikten

Offenlegungspflichten bevorteilt. Beispiels-

weise in den US-Bundesstaaten Delaware

oder Nevada, die für ihre niedrigen Steuer-

sätze bekannt sind, sind die genannten Richt-

linien markant schwächer. Es ist daher denk-

bar, dass einige der zukünftigen Abkom-

men zwischen Ländern über den OECD-

Standard hinausgehen und weitergehende

Pflichten zur Identifikation von wirtschaft-

lich Berechtigten vorschreiben werden.

Bereinigung vergangener
 Steuerpflichten nicht möglich
Die Regularisierung von nicht deklarierten

Vermögenswerten bei Schweizer Banken von

Personen mit Steuerpflicht im Ausland

bleibt nach wie vor ungelöst, da der AIA

nicht rückwirkend Gültigkeit haben wird.

Er wird in Zukunft einzig sicherstellen, dass

die laufenden ausländischen Vermögens -

erträge besteuert werden. Dementspre-

chend bleibt Bankkunden, welche ihren

Steuerpflichten in der Vergangenheit nicht

nachkamen, nur die Option, eine Selbst -

anzeige einzureichen und basierend darauf

Nach- und Strafsteuern für die vergangenen

Jahre zu entrichten. Da gemäss den Erfah-

rungen von KPMG in einigen Ländern, wie

beispielsweise Italien, für einen gewissen

Zeitraum eine Steueramnestie gilt und in

anderen Ländern die Regelungen über die

Selbstanzeige verschärft werden, sollten

nicht steuerehrliche Bankkunden baldmög-

lichst eine Selbstanzeige einreichen.

Denkbar wäre die Regularisierung der

Vergangenheit auch über zwischenstaat -

liche Verträge nach dem Muster der mit

Österreich und Grossbritannien abge-

schlossenen Quellensteuerabkommen. Die

dort angewandte pauschale Einmalzahlung

zur Lösung der steuerlichen Vergangenheit

könnte mit Staaten zur Anwendung kom-

men, die im innerstaatlichen Recht selber

keine praktikable Selbstanzeige vorsehen.

Es wird sich zeigen, ob solche Steuerabkom-

men «light» eine politische Chance haben. 

anspruchsvollere steuerehrliche  Kunden 
Als Konsequenz des AIA werden die be-

troffenen Bankkunden systemgemäss steuer-

ehrlich werden. Steuerehrliche Kunden er-

warten wiederum von ihrer Schweizer

Bank, dass diese bei der Anlageberatung

die Besteuerung der Anlagen berücksich-

tigt. So ist es beispielsweise zu vermeiden,

dass deutschen oder auch österreichischen

Kunden nicht transparente Anlagefonds an-

geboten werden, da diese einer pauschalen

Strafbesteuerung unterliegen. Ebenfalls

werden ausländische Kunden künftig ver-

mehrt Steuerverzeichnisse nach dem jewei-

ligen ausländischen Steuerrecht verlangen.

Die Erstellung solcher Steuerverzeich-

nisse ist sehr aufwendig und bedarf fun-

dierter Kenntnisse des jeweiligen Wertpa-

piersteuerrechts. Auch vor diesem Hinter-

grund müssen sich die Banken fragen, ob

und welche ausländischen Kunden sie

künftig betreuen möchten. Dabei ist strate-

gische Weitsicht von grosser Bedeutung.

Fazit
Bereits Anfang Herbst wird voraussichtlich

der Bundesrat die definitiven Verhand-

lungsmandate verabschieden und rasch

Verhandlungen über den AIA mit der EU

und weiteren Staaten aufnehmen. Diese

dargestellten Entwicklungen könnten für

die Schweiz bedeuten, dass hiesige Finanz-

institute bereits ab dem 1. Januar 2016 den

AIA mit EU-Staaten und allenfalls weite-

ren Staaten betreffend die Besteuerung von

Zinserträgen anzuwenden haben.
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Zeitplan für den aia

– Bereinigung unversteuerter vermögenswerte von ausländischen Kunden auf Schweizer Banken nach wie vor ungelöst (aia ist nicht rückwirkend).
– Der Bundesrat will den informationsaustausch nach OeCD-Standard auch auf Doppelbesteuerungsabkommen anwenden, 

die noch nicht an den OeCD-Standard angepasst werden konnten. © KPMG 2014

Feb. Vorstellung des
AIA-Standards / 

G20-Treffen in Sydney

Juli Überarbeiteter
AIA-Standard inkl.
 Erläuterungen und

 technischen Lösungen 

Sept. G20-
Finanzminister stimmen

dem AIA-Standard 
wohl zu

2015 Umsetzung des
AIA durch die G20-
Staaten vermutlich 

ab Ende 2015 

Die EU gedenkt, unter
ihren Mitgliedern den

AIA einzuführen

2014 Bundesrat könnte
das Vernehmlassungs -

verfahren zum 
AIA  einleiten 

2015 Bundesrat könnte
dem Parlament einen
Gesetzesvorschlag für

den AIA vorlegen 

2016/2017
 Frühestmögliche

 Einführung des AIA 
in der Schweiz
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